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SARS-CoV-2 

Bis 1. Juni 2021 wurden in Pakistan insgesamt mehr als 

922.000 Covid-19-Erkrankungen laborbestätigt, mehr als 

20.850 Personen verstarben bislang. Im März wurden 

etwa 96.000 (etwa 1700 Tote) Neuinfektionen per PCR-

Test bestätigt, im April 152.000 (etwa 3500 Tote) und im 

Mai 90.000 (etwa 2800 Tote). April 2021 war somit Pa-

kistans schlimmster Pandemiemonat. Am 28. Mai wurde 

erstmalig die besorgniserregende indische Untervariante 

B.1.617.2 in Pakistan nachgewiesen. Im März wurden Pre-

mier Imran Khan und First Lady Bushra Bibi positiv auf 

Corona getestet, zwei Tage nach der Erstimpfung des 

Premiers mit Sinopharm am 18. März. Mitte März wurden 

neue Lockdowns und Schulschließungen beschlossen. 

Anfang April wurden Hochzeitsfeiern in Hotspot-Gebie-

ten verboten. Lockerungen sind für Juni angekündigt.

Impffortschritte dank neuer Impfstoffe

Seit dem 16. Mai 2021 können alle Pakistaner/-innen 

über 30 Jahre einen Impftermin beantragen. Als zusätz-

liche Impfstoffe wurden die chinesischen Vakzine Sino-

vac und CanSinoBIO zugelassen. CanSinoBIO wird wie 

Johnson & Johnson einmalig verabreicht. Pakistan erhielt 

je 500.000 Dosen Sinovac (am 22. April) und CanSinoBIO 

(31. März). Für Mai und Juni erwarb Pakistan insgesamt 

13 Millionen Dosen der drei zugelassenen Impfstoffe 

von China (auch Sinopharm). Zusätzlich erhält Pakistan 

im Mai 2,5 Millionen Dosen AstraZeneca über COVAX 

(Covid-19 Vaccines Global Access). Bis Jahresende erhält 

Pakistan allein über COVAX 45 Millionen Dosen. Mit 1,5 

Milliarden Euro ist Deutschland der zweitgrößte Geldge-

ber für das COVAX-Programm, das bis Ende des Jahres 

weltweit zwei Milliarden Impfdosen an ärmere Länder 

spenden will. AstraZeneca ist in Pakistan für Hochrisiko-

gruppen (plus älter als 40 Jahre) reserviert. 

Aktuell werden rund 200.000 Dosen täglich verimpft. Das 

Impftempo soll bald auf 500.000 pro Tag gesteigert wer-

den. Der bisherige tägliche Impfrekord liegt bei 383.000 

Dosen am 29. Mai. Im landesweit größten Impfzentrum 

in Karatschi arbeiten 3000 Gesundheitsmitarbeiter/-

innen in drei Schichten rund um die Uhr mit einer ma-

ximalen Kapazität von 100.000 Impfungen täglich. Am 

29. Mai wurde eine Impfpflicht für alle Lehrer/-innen 

beschlossen. Bis zum 10. Juni müssen alle Angestellten 

an Bildungseinrichtungen eine Impfung nachweisen, um 

Schulöffnungen und -prüfungen abzusichern. 

Bis 1. Juni wurden insgesamt sieben Millionen Impf-

dosen verabreicht. 5,3 Millionen Pakistaner/-innen 

sind wenigstens einmal geimpft. Für Juni und Juli sind 

jeweils 10 Millionen weitere Impfungen geplant. Her-

denimmunität wird Pakistan nach aktueller Hochrech-

nung Anfang 2023 erreichen – soweit eine solche Pro-

gnose sinnvoll ist. Pakistan begann im Mai eine Studie 

mit einem chinesischen Nasensprayvakzin.

Finanzen, Wirtschaft und Export

Am 29. März 2021 entband Premier Khan seinen Finanz-

minister Hafiz Sheikh von seiner Regierungsverant-

wortung und ernannte Hammad Azhar als Nachfolger. 

Sheikh hatte bei den Senatswahlen gegen den Oppo-

sitionskandidaten Gilani verloren und außerdem eine 

Meinungsverschiedenheit mit Khan bezüglich steuerpo-

litischer Maßnahmen. Begründet wurde die unerwartete 

Umbesetzung mit zunehmender Inflation. Die Verbrau-

cherpreise stiegen im April um über elf Prozent. 

Pakistans Handelsdefizit sank im Februar deutlich 

auf 50 Millionen US-Dollar (im Januar noch 210 Milli-

onen). Insgesamt bleibt in den ersten acht Monaten 

des Finanzjahres ein Überschuss von 880 Millionen (im 

Vorjahreszeitraum betrug das Defizit 2,7 Milliarden). 

Im Vergleich zum Februar letzten Jahres stiegen die 

Exporte um acht Prozent auf 2,65 Milliarden und die 

Rücküberweisungen um 24 Prozent auf 2,26 Milliarden. 

Pakistans Exporte stiegen im März auf 3,2 Milliarden 

US-Dollar. Für das gesamte Finanzjahr wird ein histo-

rischer Rekord beim Exportvolumen von 25 Milliarden 

erwartet. 

Der Internationale Währungsfonds (IWF) schätzt Paki-

stans Wirtschaftswachstum für 2021 auf 1,5 Prozent, 

die Weltbank auf 1,3, Pakistans Zentralbank auf drei 

und die amtierende Regierung auf 3,9 Prozent. Die 

Opposition kritisiert, dass überhöhte Wachstumsschät-

zungen der Regierung von der gestiegenen Arbeitslo-

sigkeit ablenken sollen. Die Regierung begründet ihre 

Annahme mit gestiegenen Getreidepreisen, die den 

Agrarsektor aufwerteten, sowie einem Bauboom. 

Ende März bewilligte die Weltbank Pakistan Kredite 

in Höhe von 1,336 Milliarden US-Dollar zur Finanzie-

rung von sozialen Programmen, der Modernisierung 

des Gesundheitswesens und Maßnahmen gegen den 

Klimawandel. Am 30. März sammelte Pakistan 2,5 Mil-
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Rüstungsimporte

Nach dem aktuellen SIPRI-Bericht des Stockholm Inter-

national Peace Research Institute rangiert Pakistan im 

Zeitraum 2016-2020 als zehntgrößter Waffenimporteur. 

Indien landet auf Platz zwei. Pakistan bezog im fünfjäh-

rigen Berichtszeitraum 74 Prozent seiner Rüstungsgüter 

aus China, 6,6 Prozent aus Russland und 5,9 Prozent 

aus Italien. Sowohl Pakistan (23 Prozent) als auch Indien 

(33 Prozent) importierten damit weniger Waffen als in 

den vorangegangenen fünf Jahren – Pakistan signifi-

kant weniger aus den USA. Im März blockierten die USA 

außerdem den Export von 30 türkischen Militärheliko-

ptern der Serie ATAK T-129 nach Pakistan. Der Vertrag 

mit einem Volumen von 1,5 Milliarden US-Dollar war im 

Juli 2018 geschlossen worden. Die Rechte an dem An-

triebsaggregat liegen beim Pentagon.

Massenproteste der TLP

Nach der überraschenden Festnahme von TLP-Chef Saad 

Rizwi (Tehrik e Labaik Pakistan) am 12. April 2021 kam es 

zu landesweiten gewalttätigen Protesten mit mehr als 600 

verletzten und vier getöteten Polizisten in den ersten drei 

Tagen. Mehrere Polizisten wurden als Geiseln genommen. 

Am 15. April verbot das Parlament die TLP als Terrororga-

nisation. Am Folgetag wurden soziale Medien blockiert. 

Am 19. April knickte die Regierung ein und begann neue 

Verhandlungen mit der TLP. Am 20. April wurde Saad Riz-

wi freigelassen (siehe auch Artikel auf Seite 107 im Heft).

EU kritisiert Blasphemiegesetze

Abgeordnete des EU-Parlaments kritisierten am 29. April 

2021 in einer Resolution die Blasphemiegesetze in Pakistan 

und forderten die EU-Kommission sowie den Auswärtigen 

Dienst der EU, EEAS (European External Action Service), auf, 

die seit 2014 gewährten Handelspräferenzen (GSP+) für 

Pakistan zu überprüfen und gegebenenfalls zu suspendie-

ren. Die Resolution verwies insbesondere auf den Fall eines 

2013 inhaftierten und 2014 zum Tode verurteilten christ-

lichen Ehepaares, Shagufta Kausar and Shafqat Emmanuel. 

Das GSP+-Programm (Generalised Scheme of Preferences) 

sieht vor, Handelspräferenzen auszusetzen, wenn die Re-

gierung gegen die internationalen Menschenrechte ver-

stößt, wie etwa die Religions- und Redefreiheit. Pakistans 

Außenministerium qualifizierte die Resolution als schlecht 

informiert, ungerechtfertigt und bedauerlich ab. Die Minis-

terin für Menschenrechte, Shireen Mazari, denunzierte die 

„Anti-Pakistan-Resolution“ am 30. April auf Twitter als isla-

mophob und nannte ihren Mit-Initiator, Stefan Löfven (Vor-

sitzender der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Schwe-

dens), einen Neofaschisten mit rassistischen Nazi-Wurzeln.

liarden US-Dollar in Form von Staatsanleihen auf dem 

internationalen Finanzmarkt ein. Dies ist die erste in-

ternationale Kapitalmarktmaßnahme der Regierung 

Khans. Verglichen mit den letzten Staatsanleihen vom 

November 2017 ist der Zinssatz für Anleihen aus Paki-

stan leicht gestiegen – auf 6 Prozent für 5-jährige und 

8,9 Prozent für 30-jährige Anleihen. Ebenfalls im März 

zahlte der IWF 500 Millionen des Kredits über sechs 

Milliarden US-Dollar von 2019 aus, obwohl Pakistan 

die Bedingungen dafür (Steuer- und Strompreiserhö-

hungen) nicht erfüllte und eine Erfüllung seiner Zusa-

gen mittlerweile ausschloss. Sheikh war als ehemaliger 

Mitarbeiter der Weltbank ein Befürworter der vom IWF 

geforderten Maßnahmen zur Stärkung der Finanzsoli-

dität Pakistans.

Grüner Eurobonds für Wasserkraft

Am 27. Mai 2021 emittierte die pakistanische Behörde 

WAPDA (Water and Power Development Authority) an 

der London Börse (Stock Exchange) die erste grüne Euro-

markt-Anleihe des Landes. Die Schuldverschreibungen 

mit dem Titel Indus bonds haben ein Volumen von 500 

Millionen US-Dollar, eine Laufzeit von zehn Jahren und 

werden zu 7,5 Prozent verzinst. Die Finanzierung dient 

zwei Staudammprojekten: Dem Diamer-Basha-Damm 

in der Nähe von Chilas in Gilgit-Baltistan mit einer Was-

serkraft-Kapazität von 4500 Megawatt (MW) und dem 

Mohmand-Staudamm in der Nähe von Peschawar. Die 

Turbinen-Generator-Einheiten des Mohmand-Wasser-

kraftwerks werden bis 2026 mithilfe von chinesischen 

(Energy China) und deutschen (Voith GmbH) Zuliefe-

rern umgesetzt. Durch den Bau des Mohmand-Damm-

Wasserkraftprojekts, dessen Leistung 800 MW betra-

gen wird, sollen bis zu 6000 Arbeitsplätze entstehen. 

Der Mehrzweckstaudamm soll außerdem vor saisona-

len Überschwemmungen schützen. Pakistan will durch 

zehn weitere Wasserkraftwerke in den nächsten zehn 

Jahren mehr sauberen Strom generieren.

Steuereinnahmen auf Allzeithoch

Bis Ende Mai 2021 hat Pakistan erstmalig in den er-

sten elf Monaten eines Finanzjahres mehr als vier 

Billionen Rupien Steuereinnahmen verzeichnet: 4,143 

Billionen (21,85 Milliarden Euro) im Vergleich zu 

3,536 Billionen im Vorjahreszeitraum. Das Plus von 

18 Prozent zeige die deutliche Erholung der Wirt-

schaft in Pakistan sowie die Bemühungen im Kampf 

gegen Schmuggel in Belutschistan, so Khan. Steuer-

rückzahlungen stiegen ebenfalls von 124 Milliarden 

Rupien im letzten Jahr um 74 Prozent auf 216 Milliar-

den (1,14 Milliarden Euro).
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organisiert worden war. Die JUI-N ist eine islamistische 

Partei der Deobandis, die den Taliban nahesteht.

Anschlag auf chinesische Delegation

Am 21. April 2021 tötete ein Selbstmordattentäter mit 

einer Autobombe auf dem Parkplatz des Serena Hotels 

in Quetta fünf Menschen und verletzte zwölf. Das Serena 

Hotel ist die Luxusunterkunft erster Wahl in der Provinz-

hauptstadt Belutschistans und galt bislang als sicherster 

Ort Quettas. Der Anschlag galt offenbar dem chinesischen 

Botschafter, der mit einer chinesischen Delegation dort 

residierte. Die pakistanischen Taliban (Tehrik-i-Taliban Pa-

kistan - TTP) bekannten sich zu dem Attentat. Der mut-

maßliche Täter soll afghanischer Staatsbürger sein. 

China braut Bier in Belutschistan

Die Hui Coastal Brewery and Distillery Limited begann im 

März 2021 ihre Bierproduktion in Hub. Die 20.000 Qua-

dratmeter große Fabrik wurde mit drei Millionen Rupien 

(rund 16.000 Euro) finanziert und beschäftigt neben 20 

Chinesen 140 lokale Arbeitskräfte. Sollte Pakistan eine 

Exportgenehmigung nach China ausstellen, könnten 500 

weitere lokale Arbeitsplätze entstehen. Die Produktion 

geht nicht in den Verkauf für Nichtmuslime mit Alkohol-

lizenz, sondern soll vorerst ausschließlich für die rund 

30.000 chinesischen Bauarbeiter in Seidenstraßen-Pro-

jekten reserviert bleiben. Alkoholkonsum ist Muslimen in 

Pakistan verboten. Die öffentliche Meinung befürwortet 

in ihrer Mehrheit, dass ein Islamischer Staat auch Nicht-

muslimen den Alkoholkonsum verbieten sollte. 

Sindh debattiert Heiratspflicht

Am 26. Mai legte Syed A. Rasheed dem Parlament der 

Provinz Sindh einen neuen Gesetzesvorschlag mit dem 

Titel The Sindh Compulsory Marriage Act, 2021 vor. Das 

Gesetz sieht vor, dass Eltern, die ihre Kinder im Alter von 

18 Jahren noch nicht verheiratet haben, eine Geldstra-

fe von 500 Rupien (2,66 Euro) zahlen müssen. Zur Be-

gründung wird auf Bemühungen gegen sexuelle Gewalt 

gegen Kinder, Moralverfall und Jugendkriminalität ver-

wiesen. Eheschließungen verzögern sich in Pakistan ge-

genwärtig pandemiebedingt etwa aufgrund von Arbeits-

losigkeit und hohen Kosten für Hochzeitsfeiern. Geringes 

Vermögen soll aber nicht als Ausrede zur Duldung des 

moralischen Verfalls gelten, so Rasheed. Christ(inn)en 

und Menschenrechtsaktivist(inn)en kritisierten den Ent-

wurf als bizarr: Verheiratung sei nicht die einzige Lösung 

gegen Vergewaltigungen Minderjähriger. In sozialen 

Netzwerken entlud sich böser Spott: Das Gesetz würde 

missbrauchte Kinder in Zwangsehen zwingen.

Kuwait erlaubt Einreise

Am 31. Mai 2021 hob Kuwait das seit zehn Jahren gel-

tende Einreiseverbot für Pakistaner/-innen auf, um 

Arbeitsmigrant(inn)en aus Pakistan für medizinische 

Berufe und Ölfelder anwerben zu können. 2011 verbot 

Kuwait wegen Sicherheitsbedenken die Einreise aus 

Iran, Pakistan, Afghanistan und Syrien.

Wer die Wahrheit nicht verträgt

Im Zuge seiner Rede gegen „Israels Aggressionen“ vor 

der UN in New York gab Außenminister Qureshi am  

20. Mai dem US-Nachrichtensender CNN ein elinütiges 

Interview. Er begann sein Statement mit: „Israel verliert 

den Medienkrieg trotz seiner Verbindungen, trotz sei-

ner tiefen Taschen.“ Und erläuterte auf Nachfrage: „Die 

Juden sind sehr einflussreiche Leute, sie kontrollieren 

die Medien.“ Moderatorin Golodryga wies diese Begrün-

dung als antisemitisches Klischee zurück. In Pakistan 

erhielt Qureshi allerdings Applaus für das Interview, 

unter anderem von Shireen Mazari: „Es reicht! Islamo-

phobie soll Redefreiheit sein, aber wenn wir auf Israels 

tiefe Taschen und Einfluss auf westliche Medien und 

Regierungen hinweisen, soll das Antisemitismus sein? 

Was für ein Müll! CNN verträgt die Wahrheit nicht!“

Amazon integriert pakistanische Produkte

Im Mai 2021 erlaubte Amazon pakistanischen 

Verkäufer(inne)n den weltweiten Vertrieb ihrer Produkte 

auf seiner Plattform. Vor allem für Hersteller/-innen von 

Textilprodukten (etwa Bettwäsche oder Handtücher) und 

Sportwaren wurden damit Exportmöglichkeiten verein-

facht. Sialkot beispielsweise bildet das Zentrum der welt-

weiten Fußballproduktion. Die Branche profitiert auch 

von Kinderarbeit. Es mag Zufall sein: Amazon bleibt vom 

deutschen Lieferkettengesetz (Gesetz über unternehme-

rische Sorgfaltspflichten in Lieferketten) ausgenommen. 

300 Millionen Amazon-Kund(inn)en können demnächst 

mit einem Klick Made in Pakistan erwerben. Pakistan Post 

wird Amazon-Lieferpartner. Amazon liefert weiterhin 

nicht direkt nach Pakistan aus. Die Händler/-innen wur-

den informiert, dass sie bei Beschwerden wegen minder-

wertiger Qualität zeitnah und unwiderruflich von Ama-

zons Plattformen entfernt werden.

Anschlag auf Anti-Israel-Demo

Am 21. Mai 2021 tötete ein Bombenanschlag in Chaman 

an der afghanischen Grenze in Belutschistan mindestens 

sechs Menschen während einer Demonstration gegen 

Israel, die von der JUI-N (Jamiat Ulama-e-Islam Nazryati) 




